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Verfahrensrecht

BMF: Änderungen der gesetzlichen Regelungen zur Verzinsung
von Steuernachforderungen und Steuererstattungen (§§ 233 bis
239 AO)

Das BMF-Schreiben vom 22.07.2022 erläutert Änderungen der gesetzlichen Regelungen zur
Verzinsung von Steuernachforderungen und Steuererstattungen, zur Höhe und Berechnung
der Zinsen und zur Zinsfestsetzungsfrist, die mit dem „Zweiten Gesetz zur Änderung der
Abgabenordnung und des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung“ in Kraft getreten sind.

Hintergrund
Das Bundesverfassungsgericht hatte mit dem Beschluss vom 08.07.2021 (1 BvR 2237/14
und 1 BvR 2422/17) die Regelungen für die Verzinsung von Steuernachforderungen und
Steuererstattungen ab 2014 in ihrer Höhe von monatlich 0,5% für verfassungswidrig erklärt
(siehe Deloitte Tax-News). Eine übergangsweise Weiteranwendung der Verzinsungsregelung
wurde nur noch für bis einschließlich in das Jahr 2018 fallende Verzinsungszeiträume
zugelassen (Fortgeltungsanordnung). Für ab in das Jahr 2019 fallende Verzinsungszeiträume
sind die Vorschriften dagegen unanwendbar.

Mit dem „Zweiten Gesetz zur Änderung der Abgabenordnung und des Einführungsgesetzes
zur Abgabenordnung“ vom 12.07.2022 (BGBl. I 2022, S. 1142) wurde der Zinssatz –
rückwirkend für Verzinsungszeiträume ab dem 01.01.2019 - für Zinsen nach § 233a AO auf
0,15% pro Monat gesenkt (siehe Deloitte Tax-News). Das „Zweite Gesetz zur Änderung der
Abgabenordnung des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung“ ist am 22.07.2022 in Kraft
getreten.

Mit Datum vom 22.07.2022 hat das BMF ein Schreiben zu den Änderungen der §§ 233 bis
239 AO durch das „Zweite Gesetz zur Änderung der Abgabenordnung und des
Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung“ vom 12.07.2022 veröffentlicht. 
Am selben Tag erging noch ein weiteres BMF-Schreiben zu der Übergangsregelung gemäß
Art. 97 § 15 Abs. 16 EGAO für die vorläufige Festsetzung nach § 165 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 AO und
die Aussetzung der Festsetzung nach § 165 Abs. 1 S. 4 S. 2 Nr. 2 AO von Nachzahlungs- und
Erstattungszinsen nach § 233a AO für Verzinsungszeiträume ab dem 01.01.2019 (siehe
Deloitte Tax News).

Verwaltungsanweisung
Im Folgenden geben wir einen Überblick über das BMF-Schreiben vom 22.07.2022 zu den
Änderungen der §§ 233 bis 239 AO:

Zur Änderung des § 233a AO (Verzinsung von Steuernachforderungen und
Steuererstattungen)

Bei der Reihenfolge zu verzinsender Steuerzahlungen ist das „last in – first
out“-Prinzip zugrunde zu legen. Diese langjährige Verwaltungspraxis wurde nun in § 233a
Abs. 3 S. 4 AO und für Änderungsfälle in § 233a Abs. 5 S. 4 AO gesetzlich verankert. Diese
gesetzliche Neuregelung gilt in allen Fällen, in denen Zinsen nach dem 21.07.2022
festgesetzt werden.

Die bislang in der AEAO enthaltene Billigkeitsregelung über den Erlass von
Nachzahlungszinsen bei „freiwilligen“ Zahlungen wurde in § 233a Abs. 8 S. 1 AO gesetzlich
verankert. § 233a Abs. 8 AO ist in allen am 21.07.2022 anhängigen Verfahren sowie allen
künftigen Verfahren anzuwenden.

Zur Änderung des § 238 AO (Höhe und Berechnung der Zinsen)

Der Zinssatz für Nachzahlungs- und Erstattungszinsen nach § 233a AO für
Verzinsungszeiträume ab dem 01.01.2019 beträgt 0,15% je vollem Monat, also 1,8% für ein
volles Jahr (vgl. § 238 Abs. 1a AO). Im Gegensatz dazu, beträgt der Zinssatz für alle anderen
Zinsen im Sinne des § 233 AO (insbesondere Stundungs-, Hinterziehungs-, Prozess- und
Aussetzungszinsen) unverändert 0,5% je vollem Monat, also 6% für ein volles Jahr (vgl. § 238

https://www.deloitte-tax-news.de/steuern/unternehmensteuer/bverfg-vollverzinsung-von-steueranspruechen-mit-jaehrlich-6-prozent-ab-2014-verfassungswidrig.html
https://www.deloitte-tax-news.de/steuern/verfahrensrecht/zinssatz-vollverzinsung-bmf-legt-referentenentwurf-fuer-anpassung-vor.html
https://www.deloitte-tax-news.de/steuern/verfahrensrecht/bmf-uebergangsregelung-fuer-die-festsetzung-von-zinsen-auf-steuern-fuer-verzinsungszeitraeume-ab-dem-01012019.html


Abs. 1 AO).

Zinsen sind wie bisher nur für volle Monate festzusetzen (§ 238 Abs. 1 S. 2 HS 1 AO). Sind
allerdings innerhalb einer Zinsberechnung nebeneinander unterschiedliche Zinssätze (vgl. §
238 Abs. 1 S. 1 und Abs. 1a AO) maßgeblich, ist der Zinslauf nach dem neuen Absatz 1b des
§ 238 AO in Teilverzinsungszeiträume aufzuteilen, für die die Zinsen jeweils tageweise zu
berechnen sind.

Um auch zukünftig die verfassungsrechtlich gebotene Angemessenheit des Zinssatzes für
Nachzahlungs- und Erstattungszinsen nach § 233a AO zu gewährleisten, enthält der neue
Absatz 1c des § 238 AO eine ausdrückliche Evaluierungsklausel, wonach der Zinssatz des §
238 Abs. 1a AO wenigstens alle 2 Jahre (erstmals spätestens zum 1.01.2024) zu überprüfen
ist. Diese Evaluierung obliegt dem Gesetzgeber.

§ 238 Abs. 1a bis 1c AO gilt für Verzinsungszeiträume ab dem 1.01.2019 und ist vorbehaltlich
des § 176 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 AO in allen offenen Fällen anzuwenden (Artikel 97 § 15 Abs. 14
EGAO). Offene Fälle sind neben künftigen Zinsfällen auch alle zum maßgeblichen Zeitpunkt
bereits beschiedenen, aber noch anhängigen Verfahren. Anhängige Verfahren sind
Verwaltungsverfahren, in denen

die Zinsfestsetzung nach § 164 Abs. 1 AO oder § 239 Abs. 4 AO noch unter dem
Vorbehalt der Nachprüfung steht,
die Zinsen (ganz oder teilweise) nach § 165 Abs. 1 Satz 2 AO vorläufig festgesetzt
worden sind, - die Zinsfestsetzung nach § 165 Abs. 1 S. 4 i. V. m. Abs. 1 S. 2 AO
ausgesetzt ist oder
aufgrund eines außergerichtlichen oder gerichtlichen Rechtsbehelfs noch keine
Unanfechtbarkeit eingetreten ist.

Hinsichtlich der Übergangsregelung (Artikel 97 § 15 Abs. 16 EGAO) wird auf das BMF-
Schreiben vom 22.07.2022 (siehe auch Deloitte Tax-News) verwiesen.

Zur Änderung des § 239 AO (Festsetzung der Zinsen)

Die bislang einjährige Festsetzungsfrist für Zinsen wurde auf zwei Jahre verlängert. Die
verlängerte Zinsfestsetzungsfrist gilt in allen Fällen, in denen die bisher einjährige
Festsetzungsfrist am 21.07.2022 noch nicht abgelaufen ist.
 

Betroffene Normen
§§ 233 bis 239 AO

Fundstelle
BMF, Schreiben vom 22.07.2022, IV A 3 – S 1910/22/10040 :010

Weitere Beiträge
BVerfG, Beschluss vom 08.07.2021, 1 BvR 2237/14 und 1 BvR 2422/17, siehe Deloitte Tax-
News
BMF, Schreiben vom 22.07.2022, IV A 3 – S 0338/19/10004 :007, siehe Deloitte Tax-News

https://www.deloitte-tax-news.de/steuern/verfahrensrecht/bmf-uebergangsregelung-fuer-die-festsetzung-von-zinsen-auf-steuern-fuer-verzinsungszeitraeume-ab-dem-01012019.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2022-07-22-aenderungen-der-paragrafen-233-bis-239-AO-durch-das-zweite-gesetz-zur-aenderung-der-AO-und-des-EGAO.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://www.deloitte-tax-news.de/steuern/unternehmensteuer/bverfg-vollverzinsung-von-steueranspruechen-mit-jaehrlich-6-prozent-ab-2014-verfassungswidrig.html
https://www.deloitte-tax-news.de/steuern/verfahrensrecht/bmf-uebergangsregelung-fuer-die-festsetzung-von-zinsen-auf-steuern-fuer-verzinsungszeitraeume-ab-dem-01012019.html


www.deloitte-tax-news.de Diese Mandanteninformation enthält ausschließlich
allgemeine Informationen, die nicht geeignet sind,
den besonderen Umständen eines Einzelfalles
gerecht zu werden. Sie hat nicht den Sinn, Grundlage
für wirtschaftliche oder sonstige Entscheidungen
jedweder Art zu sein. Sie stellt keine Beratung,
Auskunft oder ein rechtsverbindliches Angebot dar
und ist auch nicht geeignet, eine persönliche
Beratung zu ersetzen. Sollte jemand Entscheidungen
jedweder Art auf Inhalte dieser
Mandanteninformation oder Teile davon stützen,
handelt dieser ausschließlich auf eigenes Risiko.
Deloitte GmbH übernimmt keinerlei Garantie oder
Gewährleistung noch haftet sie in irgendeiner
anderen Weise für den Inhalt dieser
Mandanteninformation. Aus diesem Grunde
empfehlen wir stets, eine persönliche Beratung
einzuholen. 

This client information exclusively contains general
information not suitable for addressing the particular
circumstances of any individual case. Its purpose is
not to be used as a basis for commercial decisions or
decisions of any other kind. This client information
does neither constitute any advice nor any legally
binding information or offer and shall not be
deemed suitable for substituting personal advice
under any circumstances. Should you base decisions
of any kind on the contents of this client information
or extracts therefrom, you act solely at your own risk.
Deloitte GmbH will not assume any guarantee nor
warranty and will not be liable in any other form for
the content of this client information. Therefore, we
always recommend to obtain personal advice.


	BMF: Änderungen der gesetzlichen Regelungen zur Verzinsung von Steuernachforderungen und Steuererstattungen (§§ 233 bis 239 AO)
	Hintergrund
	Verwaltungsanweisung
	Betroffene Normen
	Fundstelle
	Weitere Beiträge


